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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Brecht 


Der Gesetzentwurf wurde in der 133. Vollver- ' 
Sammlung am 17. November 1960 an den Finanz- 
aus.schuß federführend und an den Ausschuß für i 
Kommunalpolitik und öffentliche Fürsorge mitbera- 
tend überwiesen. Der Finanzausschuß hat die Vor- 
lage in seinen Sitzungen am 18. Januar und 9. Fe- > 
bruar 1961 behandelt. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Vorlage „Ent- ' 
wurf eines Gesetzes zur Änderung grundsteuerlicher 
Vorschriften" eine Reihe von Änderungen des ^ 
Grundsteuerrechtes vorgeschlagen, von denen sich ' 
die meisten zwangsläufig aus der Tatsache ergeben, 
daß das Rechnungsjahr der öffentlichen Haushalte j 
ab 1. Januar 1961 an das Kalenderjahr angeglichen | 
wurde und als Folge hiervon auch der Grundsteuer- 
Erhebungszeitraum (der bisher mit dem Rechnungs- 
jahr der Gemeinden übereinstimmte) ab 1. Januar 
1961 an das Kalenderjahr angeglichen werden mußte. 
Der Ausschuß hält die vorgeschlagenen Änderungen 
im Zusammenhang mit der Umstellung des Rech- 
nungsjahres für notwendig^ Er befürwortet ihre 
baldige Inkraftsetzung. 

Die Bundesregierung hat in Artikel 11 des vor- ; 
gelegten Gesetzentwurfs darüber hinaus vorgeschla- 
gen, die in § 58 der Grundsteuer-Durchführungsver- 
ordnung enthaltene Vergünstigung für bestimmte 
Vorkriegswohngebäude (Ermäßigung der Grund- 
steuer um ein Viertel) mit Wirkung ab 1. Januar 
1961 aufzuheben. Der Ausschuß hat die von der ; 
Bundesregierung für diese Maßnahme angeführten 
Gründe geprüft und ist hierbei zu dem Ergebnis ge- 
langt, daß die vorgeschlagene Aufhebung der Ver- 
günstigung grundsätzlich gerechtfertigt ist, jedoch 
erst zu einem späteren Termin vorgenommen wer- ' 
den kann. Die Notwendigkeit zur Aufhebung der 
Vergünstigung ergibt sich insbesondere aus der 


Tatsache, daß die Grundsteuervergünstigung für 
Nachkriegswohnungsbauten nach dem Ersten und 
Zweiten Wohnungsbaugesetz auf 10 Jahre be- 
grenzt ist, während die Vergünstigung des § 58 
der Grundsteuer-Durchführungsverordnung für be- 
stimmte Vorkriegswohngebäude nunmehr bereits 
seit über 2Ö Jahren besteht. Zudem war diese Ver- 
günstigung gesetzlich bis zum Wirksamwerden der 
nächsten Hauptfeststellung der Einheitswerte be- 
grenzt; sie wäre also — wenn die allgemeine Neu- 
bewertung des Grundbesitzes nicht bereits mehrfach 
aus besonderen Gründen verschoben worden 
wäre — schon in einem früheren Zeitpunkt ausge- 
laufen. 

Die Grundsteuermehrbelastung, die sich aus der 
Aufhebung dieser Grundsteuervergünstigung ergibt, 
kann nach § 21 der Altbaumietenverordnung vom 
23. Juli 1958 auf die Mieter umgelegt werden; die 
hierdurch eintretende Mieterhöhung beträgt' etwa 
3 bis 3,5 V. H. der Miete. 

Die Bundesregierung war bei ihrer Vorlage da- 
von ausgegangen, daß das Gesetz vor dem 1. Ja- 
nuar 1961 in Kraft treten werde, so daß die Grund- 
stückseigentümer die entsprechend durch Umlagen 
erhöhte Miete ab 1, Januar 1961 von ihren Mietern 
hätten erheben können. Da das Gesetz erst im No- 
vember 1960 dem Bundestag vorgelegt wurde und 
erst nach dem 1. Januar 1961 in Kraft treten kann, 
würde die rückwirkende Erhöhung der Grundsteuer 
ab 1. Januar 1961 bei der Abwälzung der Grund- 
steuermehrbelastung auf die Mieter zu untragbaren 
Schwierigkeiten führen. Für die Grundstücke in 
Berlin (West) kommt noch erschwerend hinzu, daß 
es hier bisher an einer Rechtsgrundlage für die Ab- 
wälzung der Grundsteuermehrbelastung fehlt und 
diese erst noch geschaffen werden muß [§ 21 chu' 
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Altbaumietenverordnung gilt bisher nicht in Ber- 
lin (West)]. Auch aus der grundsätzlichen Erwä- 
gung, daß steuerverschärfende und preissteigernde 
Bestimmungen nicht rückwirkend in Kraft treten 
sollten, hält es der Ausschuß in Übereinstim- 
mung mit dem Ausschuß für Kommunalpolitik . 
und öffentliche Fürsorge und dem um ein Gut- 
achten gebetenen Ausschuß für Wohnungswesen, 1 
Bau- und Bodenrecht für erforderlich, den Termin 
für das Außerkrafttreten der Grundsteuervergünsti- 
gung nach § 58 der Grundsteuer-Durchführungsver- 
ordnung auf den 1. Januar 1962 zu verschieben. Der 
Ausschuß schlägt dementsprechend eine geänderte 
Fassung für Artikel Vfl Abs. 1 des Gesetzentwurfs 
vor. Da die Grundsteuer nach dem Stichtagsprinzip 
erhoben wird (Änderungen nach dem System der 
Grundsteuer also jeweils nur zum 1. Januar eines i 
Kalenderjahres vorgenommen werden können), hielt 
es der Ausschuß nicht für zweckmäßig, die Vergün- 
stigung schon zu einem zwischen dem 1. Januar 
1961 und dem 1. Januar 1962 liegenden Zeitpunkt 
aufzuheben. 

Der Ausschuß hat auch die von der Bundesregie- 
rung dargelegten Gründe für die in Artikel I Nr. 8 
des Gesetzentwurfs vorgesehene Aufhebung des 
Grundsteuererlasses für Trümmergrundstücke nach 
§ 33 Abs. 4 des GrundsLeuergesetzes geprüft und 
stimmt dem Vorschlag der Bundesregierung zu. Es 
handelt sich bei der Aufhebung des § 33 Abs. 4 des 
Grundsteuergesetzes um eine Bereinigung, die 
einesteils wegen der erneuten Hinausschiebung der 
allgemeinen Neubewertung des Grundbesitzes und 
andererseits wegen der Tatsache erforderlich wurde, 
daß der Erlaß für die große Masse der Trümmer- 
grundstücke (nämlich die baureifen Grundstücke) 
mit Wirkung ab 1. Januar 1961 bereits durch § 172 
Nr. 1 Buchstabe c des Bundesbaugesetzes vom 
23. Juni 1960 beseitigt wurde. Eine Hinausschie- 


bung dieser Maßnahme um ein Jahr ist nach An- 
sicht des Finanzausschusses nicht erforderlich, da 
der Grundsteuererlaß für Trümmergrundstücke nur 
auf Antrag gewährt wird; über einen solchen An- 
trag kann endgültig erst nach Ablauf des Erhe- 
bungszeitraums entschieden werden, so daß die 
Aufhebung der Vergünstigung zum 1. Januar 1961 
keine rückwirkende Schlechterstellung der Steuer- 
pflichtigen mit sich bringt. 

Im Ausschuß ist die Frage aufgeworfen worden, 
ob die künftigen Grundsteuermehrbelastungen der 
Mieter — ■ infolge der Aufhebung des § 58 der 
Grundsteuer-Durchführungsverordnung, des Auslau- 
fens des zehnjährigen Vergünstigungszeitraums für 
Wohnungen im Geltungsbereich des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes sowie infolge des Auslaufens des 
zwanzigjährigen Beihilfezeitraums für Arbeiter- 
wohnstätten — Anlaß dafür geben könnten, Bei- 
hilfen nach dem Gesetz über die Gewährung von 
Miet- und Lastenbeihilfen (Artikel VII des Gesetzes 
über den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft 
und über ein soziales Miet- und Wohnrecht vom 
23. Juni 1960) zu gewähren. Die Befürworter einer 
solchen Erweiterung der Beihilfebestimmungen ver- 
zichteten jedoch darauf, einen solchen Antrag zur 
Ergänzung des vorliegenden Gesetzentwurfs zu 
stellen, nachdem die Mitglieder des Ausschusses für 
Wohnungswesen, Bau- und Bodenrecht übereinge- 
kommen waren, das Gesetz über die Gewährung 
von Miet- und Lastenbeihilfen noch in dieser Legis- 
laturperiode durch einen Initiativgesetzentwurf so 
zu ändern, daß auch die im Zusammenhang mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf entstehenden Mehrbe- 
lastungen der Mieter durch die Mietbeihilfen erfor- 
derlichenfalls ausgeglichen werden können. 

Ich darf deshalb das Hohe Haus bitten, dem Ge- 
setzentwurf in der vom Finanzausschuß vorgelegten 
Fassung zuzustimmen, 


Bonn, den 9. Februar 1961 


Dr. Brecht 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2203 — mit der 

Maßgabe, daß 

1. in Artikel III Nr. 3 (§ 9 a) nach den Worten „ge- 
währt wird" die Worte „oder gewährt worden 
ist" eingefügt werden, 

2. in Artikel IV Nr. 5 (§ 94 a) hinter den Worten 
„gewährt wird" die Worte „oder gewährt wor- 
den ist" eingefügt werden, 

3. Artikel VII Abs. 1 folgende Fassung erhält: 

„(1) Es sind anzu wenden 

1. die Vorschriften des Artikels I, des 
Artikels III Nr. 1, 2 und 4 und des 
Artikels IV Nr. 1 bis 4 und 6, 7 mit 
Wirkung von dem am 1. Januar 1961 
beginnenden Rechnungsjahr an; 

2. Artikel II mit Wirkung von dem 
am 1. Januar 1962 beginnenden Rech- 
nungsjahr an; 

3. Artikel V für das am 1. April 1960 
beginnende Rumpfrechnungsjahr i960: 

4. Artikel VI nach Maßgabe der Num- 
mern 1 und 3.", 

4. folgender Artikel VII a eingefügt wird: 

„Artikel VII a 
Anwendung im Saarland 

Artikel II, soweit er die §§ 58 bis 60 der 
Grundsteuer-Durchführungsverordnung aufhebt, 
und die Artikel III bis V dieses Gesetzes gelten 
nicht im Saarland.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzuneh- 
men. 


Bonn, den 9. Februar 1961 


Der Finanzausschuß 
Neuburger Dr. Brecht 

Vorsitzender Berichterstatter 
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